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Deutschland 

Bonn, den 31. Mai 1979 

}Tmm • • • • #• • • Einmutig fur 
Ernst Albrecht 
Der Bundesvorstand hat In seiner Sitzung 
am 28. Mai 1979 in Bonn für die bevor- 
stehenden Verhandlungen mit der CSU ein- 
mütig den stellvertretenden Partei- 
vorsitzenden und Ministerpräsidenten von 
Niedersachsen, Ernst Albrecht, als 
9emeinsamen Kanzlerkandidaten beider 
unionsparteien für die Bundestagswahl 1980 
vorgeschlagen. Der vom Vorstand bei 
*Wei Stimmenthaltungen (Hans Fllblnger 
Ur»d Ernst Albrecht) gefaßte Beschluß hat 
f°lgenden Wortlaut: 

-Der Bundesvorstand der CDU begrüßt den Vor- 
schlag des Bundesvorsitzenden Dr. Helmut Kohl, 
'^r die Gespräche mit der CSU Ministerpräsident 
^r- Ernst Albrecht als Kanzlerkandidaten der 
unionsparteien zur Bundestagswahl 1980 zu be- 
nennen. Der Bundesvorstand macht sich diesen 
Vorschlag zu eigen." 
Über den Verlauf der Vorstandssitzung gab Hel- 
mut Kohl vor der Presse folgenden Bericht: 
2u Beginn der Sitzung hatten wir uns zunächst mit 
e'nem für uns ungewöhnlich glücklichen Tatbe- 
8tand zu beschäftigen: Wir haben noch einmal 
•unseren Freund Karl Carstens, der zum letzten 
Wal im Bundesvorstand war, sehr herzlich  be- 
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glückwünscht zu seinem großartigen Wahlergebnis, und wir haben ihm unsere 
guten   Wünsche  für  seine   Amtszeit   als   Staatsoberhaupt   der   Bundesrepublik 
Deutschland übermittelt. 

Das war für uns auch und gerade an diesem Tage ein wichtiger und ein guter 
Augenblick, weil bei dieser Gelegenheit erneut deutlich wurde, daß wir — CDU 
und CSU — die stärkste politische Kraft in der Bundesrepublik Deutschland 
sind. 

Wir alle waren  uns bewußt, daß diese Sitzung für die Zukunft der Christlich 
Demokratischen  Union  Deutschlands  ganz  besonders wichtig  ist;  daß  gerade 
jetzt,  mitten   im  Wahlkampf  zur  Europawahl,  viele  unserer  Freunde  draußen, 
unsere Mitglieder, unsere Anhänger, unsere Wähler mit einem ganz besonderen 
Interesse hierher nach Bonn schauen und unsere Beratungen begleiten. Dem- 
entsprechend war auch das Klima und die Atmosphäre dieser Sitzung besonders 
ernst,  besonders  verantwortungsbewußt.  Aber es war auch  eine  Debatte  auf 
einem besonders hohen Niveau; Gerhard Stoltenberg sagte, daß er in den vielen 
Jahren, die er dem Bundesvorstand angehört, selten eine solche ausgezeichne- 
te, auch von menschlicher Gemeinsamkeit getragene Debatte miterlebt hat. 
Es gab weit über 30 Wortmeldungen, d. h. daß sich praktisch jedes Mitglied zur 
Diskussion gemeldet hat. Ich habe zu Beginn der Sitzung einen sehr eingehen- 
den,   ganz   ungeschminkt   die   Lage   charakterisierenden   Bericht  gegeben,   im 
Rahmen dieses Berichtes habe ich vor allem auf meine besondere Verantwor- 
tung als gewählter Vorsitzender der Partei und als gewählter Fraktionsvorsitzen- 
der der gemeinsamen Fraktion von CDU und CSU hingewiesen. 

Das ist eine Verantwortung, die ich ganz besonders spüre, weil  ich ja die 
Verantwortung als Parteivorsitzender gerade neu bis zum Jahre 1981 übernom- 
men  habe und auch meine Amtszeit in der  Fraktion  bis zum  Ende dieser 
Legislaturperiode  1980   läuft.   Der  Vorstand   hat  in  vielen   Beiträgen   meine 
Meinung noch einmal unterstrichen, daß ich selbstverständlich beide Ämter in 
voller Verantwortung für die mir übertragene Amtszeit verwalte. 

Im Mittelpunkt der Themen, die ich dann in meinem Bericht angesprochen habe, 
standen vor allem jene Fragen, die sich aus der personalen Entwicklung im Blick 
auf die Bundestagswahl ergeben müssen. Selbstverständlich waren wir uns alle 
einig darüber, daß die Fragen der strategischen Überlegungen und die Fragen 
der Sachpolitik eine gleichgroße Bedeutung haben und daß wir sie — wie in der 
Vergangenheit — auch in allernächster Zukunft erneut und intensiv zur Vorberei- 
tung der Bundestagswahl gemeinsam behandeln müssen. 

Wie in meinem Schlußwort auf dem Kieler Parteitag habe ich auch in meinem 
Bericht darauf hingewiesen, daß in der besonderen Lage, in der wir — CDU und 
CSU — als Opposition im Bundestag und als Parteienverbund mit der absoluten 
Mehrheit im Bundesrat stehen, sich jeder prüfen muß, was er in seiner Verant- 
wortung zu tun bereit ist, um den Sieg von CDU und CSU und damit die 
Ablösung der gegenwärtigen Bundesregierung im Jahre 1980 zu ermöglichen. 

Ich habe heute wiederholt, was ich in Kiel sagte: dabei steht niemand unter 
Denkmalschutz, und jeder muß sich danach fragen, was ist dein Beitrag, um 
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dieses große Ziel zu erreichen. Ich habe selbstverständlich bei dieser Prüfung 
jene Position eingenommen, die mit Recht die Mitglieder unserer Partei von 
ihrem Vorsitzenden verlangen; eine Position, die auch mein bisheriges Leben 
bestimmt hat: nämlich die Sache vor die Person zu stellen. Nach langer und 
sorgfältiger Prüfung, nach vielen Gesprächen, vor allem auch nach meiner 
Interpretation der vorliegenden Informationen und Daten, bin ich dann zu dem 
Ergebnis gekommen, dem Bundesvorstand vorzuschlagen, Ernst Albrecht als 
Kanzlerkandidaten der Union zu empfehlen. 

Ich bin der Überzeugung, daß es in der gegenwärtigen Lage unter Berücksichti- 
gung aller denkbaren Überlegungen das Richtige ist, mit Ernst Albrecht an der 
sPitze in die Bundestagswahl 1980 zu ziehen. Ernst Albrecht ist ein Mann, der 
^ach seinem Persönlichkeitsbild und nach seinem Werdegang eine Politik der 
M|tte, jene Politik, die die Union immer ausgezeichnet hat, am überzeugendsten 
vertreten kann. Er ist ein Mann, der in den Jahren seiner Ministerpräsidentschaft 
jj"1 Niedersachsen in überzeugender Weise Regierungskunst im besten Sinne des 
fortes gezeigt hat und der aufgrund der vielen Jahre, die er im europäischen 
^usland verbracht hat, auch die wichtigsten Perspektiven in der auswärtigen 
H°litik in einer besonderen Weise überschauen kann. 

^r ist ein Mann, der vor allem jene Wählerschichten anspricht, die bei dem 
Ausgang der Bundestagswahl besonders wichtig sind — alle Wählerschichten 
S|nd wichtig, aber diese sind es ganz besonders: Erstwähler, Jungwähler, Frauen 
Und jene vielen Wähler, die sich von Wahl zu Wahl stets neu entscheiden. Gerade 
£ der jetzigen Konstellation hat außerdem ein Kandidat aus dem norddeutschen 
Bereich für uns besondere Chancen. 

Unsere Freunde und Kollegen aus der CSU haben am vergangenen Donnerstag 
lhren Vorschlag für die Nominierung eines Kanzlerkandidaten eingebracht und 
veröffentlicht. Sie haben Franz Josef Strauß benannt. Er selbst hat erklärt, daß er 
*u dieser Kandidatur bereit sei. Er ist beinahe überflüssig, hier zu betonen, daß 

les das selbstverständliche Recht einer selbständigen Partei wie der CSU ist.' 

Wir   haben   nun   heute  das  gleiche  getan.  Jetzt   müssen  wir  unverzüglich 
beginnen, die notwendigen Gespräche zu führen mit dem Ziel der Einigung 
und  der  Nominierung  eines  gemeinsamen  Kanzlerkandidaten  für  CDU  und 
CSU. 

Ernst Albrecht: 
Es geht um unsere Politik für Deutschland 
trr|st Albrecht gab anschließend folgenden Bericht: 

J-'es ist für den Bundesvorstand, aber auch für mich persönlich ein bewegender 
'a9- Unser ßundesvorsitzender Helmut Kohl hat uns erklärt, daß er nicht noch 
Einmal als Kanzlerkandidat im Jahre 1980 antreten will. Jeder von uns hier im 

aale weiß, daß wohl keiner unter den Politikern der Christlich Demokratischen 
ni°n so viele Jahre mit so viel Energie für unsere Sache gearbeitet hat wie er. 

ts ist immerhin die Zeit gewesen,  in der die Union in  Deutschland mit dem 
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Spitzenkandidaten Helmut Kohl ihr zweitbestes Wahlergebnis bei Bundestags- 
wahlen überhaupt erreicht hat. Und es ist die Periode gewesen, in der zum 
ersten Mal in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland die Unionspartei- 
en die absolute Mehrheit in der Bundesversammlung errungen haben. 

Der Bundesvorstand hat ihm von Herzen gedankt, er hat seinen Entschluß 
respektiert, und er hat begriffen, daß Helmut Kohl sich zu diesem Schritt 
entschlossen hat, nicht um sich zurückzuziehen, sondern um freier zu werden 
für die Verwirklichung seiner politischen Vorstellungen, denn er bleibt ja 
selbstverständlich unser Bundesvorsitzender und auch der Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion. 

Der Bundesvorstand hat auf Vorschlag von Helmut Kohl fast einstimmig mich 
gebeten, für die Kanzlerkandidatur bereitzustehen. Für mich ist es eine Selbst- 
verständlichkeit, daß ich mich einer solchen Aufforderung nicht verschlie- 
ßen kann, auch wenn ich nie einen Hehl daraus gemacht habe, daß dies 
erhebliche Probleme für unser Land Niedersachsen und auch für mich persön- 
lich mit sich bringt. Dies ist der Wunsch der Christlich Demokratischen Union. Es 
ist keine Entscheidung über den gemeinsamen Kanzlerkandidaten von CDU und 
CSU, es ist ein Angebot an unsere Schwesterpartei, und wir werden nun die 
Gespräche zügig aufnehmen. 

Ich darf eines noch aus meiner Sicht dazu sagen: Ich habe vor dem 
Landesparteitag der CDU in Niedersachsen am vergangenen Wochenende 
gesagt, daß es hier in Wahrheit ja nicht um Personen geht, sondern um unsere 
Politik für Deutschland. Und wenn wir alle — ich persönlich bin hierzu fest 
entschlossen — im Auge behalten, daß wir als Person dienende Funktion 
haben, dann bin Ich sicher, daß wir auch zu guten gemeinsamen Ergebnissen 
kommen werden. 

INFORMATIONEN FÜR DEN WAHLKAMPF 

Weder ein Arbeiter 
noch ein Landwirt 
Die SPD versucht, sich im Europawahl- 
kampf als Partei der Arbeitnehmer dar- 
zustellen. Die Wahrheit sieht anders 
aus. Auf der Liste der SPD kandidiert — 
It. Statistischem Bundesamt — weder 
ein Arbeiter noch ein Landwirt. Auf den 
Listen der CDU kandidieren zwei Be- 
werber, die der statistischen Kategorie 
der Fertigungsberufe (Arbeiter) zuge- 
rechnet werden und 13 im Bereich der 

Landwirtschaft tätige Personen. Die 
Kandidaten der SPD werden fast aus- 
schließlich in der Kategorie „Dienstlei' 
stungsberufe" geführt. Eine nähere Auf- 
schlüsselung zeigt, daß es sich hierbei 
hauptsächlich um sogenannte Funktio- 
näre handelt. 
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Wenn man das Wahlergebnis der letz- 
ten Bundestagswahl zugrunde legt, 
Reiben davon jedoch nur noch sechs 
üt>rig bei insgesamt 32 Sitzen für die 
spD. Die CDU/CSU rechnet mit vier 
weiblichen Abgeordneten im neuge- 
^ählten Europäischen Parlament. Auch 
die derzeitig einzige weibliche Abge- 
ordnete aus der Bundesrepublik 
Deutschland im Europäischen Parla- 
ment ist eine Abgeordnete der CDU, Dr. 
Hanna Walz, MdB. Sieht man etwas 
9enauer hin, wie die SPD es mit den 
Frauenkandidaturen hält, so fällt zum 
Beispiel ins Auge, daß im 8. Deutschen 
Bundestag die CDU/CSU mit 20 weibli- 
chen Abgeordneten an der Spitze liegt; 
die SPD vertreten 16 Frauen. 

Appell an die Kommunal- 
politiker 
°ei der europäischen Direktwahl am 10. 
Juni geht es nicht nur um die Kräftever- 
teilung   in  einem   Parlament.  Wir  ents- 
cheiden über die grundsätzliche Aus- 
r'chtung  der europäischen  Politik.  Bei 
dem Ausbau Europas in Freiheit kommt 
der   Regionalpolitik   große   Bedeutung 
*U: Die Binnenstruktur des Zusammen- 
flusses  entscheidet   über  die   Frei- 
^eitschancen   jedes   einzelnen.   Hierzu 
H°rst Waffenschmidt: 

"~~~ Das    neue    Europaparlament    muß 
Schnell wesentliche Beiträge zur Entbü- 
°kratisierung   der  Verwaltungsverfah- 

r®ri in Europa leisten. Viele Initiativen 
Ur die Regionalpolitik in strukturschwa- 

cnen Gebieten drohen in einem Über- 
maß an Bürokratismus zu ersticken. 
*"" Die Städtepartnerschaften in Europa 
C'len  zu  einem  Element  praktizierter 
^0|idarität werden. Städte und Gemein- 

en aus den europäischen Nachbarlän- 
em    und    aus    der    Bundesrepublik 
eutschland sollen sich im Rahmen ih- 

Appell an das 
Fernsehen 
Zur Berichterstattung von Hörfunk 
und Fernsehen über die Europawahl 
hat Generalsekretär Heiner Geißler 
dem ARD-Vorsitzenden Friedrich- 
Wilhelm Freiherr von Seil und dem 
Intendanten des Zweiten Deutschen 
Fernsehens, Karl-Günther von Hase, 
am 23. Mai einen Brief geschrieben, 
in dem es u. a. heißt: 

Anlaß meines Schreibens ist die Sor- 
ge, daß die Europawahl in der ak- 
tuellen Berichterstattung von Hör- 
funk und Fernsehen bisher keinen 
angemessenen Stellenwert erhalten 
hat und damit die Gefahr besteht, 
daß ein großer Teil der deutschen 
Bevölkerung die Bedeutung dieser 
Wahl für die Zukunft unseres Landes 
noch nicht erkannt hat. 

Wenn Europa, wie es alle demokrati- 
schen Kräfte in unserem Lande wün- 
schen, in einer Welt von Gegensät- 
zen und unterschiedlichen Gruppie- 
rungen eine wichtige Rolle spielen 
soll, die seiner Geschichte und der 
geistigen Kraft seiner Völker ent- 
spricht, dann müssen wir alle für 
dieses Europa mehr werben. 

Selbstverständlich verkenne ich 
nicht, daß die elektronischen Medien 
manche Anstrengung erkennen las- 
sen, die in die gewünschte Richtung 
weist. Dennoch erscheint mir das, 
was derzeit in den Medien für die 
Europa-Werbung getan wird, noch 
nicht hinreichend. 

Aus diesem Grunde bitte ich Sie, 
dem Europagedanken in der aktuel- 
len Berichterstattung mehr als bis- 
her zur Geltung zu verhelfen. 
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rer jeweiligen Möglichkeiten mit Rat 
und Tat helfen bei den Aufgaben für die 
sozialen und kulturellen Einrichtungen 
und bei der Überwindung der Arbeitslo- 
sigkeit. 
— In der Endphase des Europawahl- 
kampfes sollen alle Kommunalpolitiker 
in der Bundesrepublik Deutschland ver- 
stärkt für eine hohe Wahlbeteiligung in 
ihren örtlichen Bereichen werben, da- 
mit das erste direkt gewählte Europäi- 
sche Parlament durch eine hohe Wahl- 
beteiligung eine starke demokratische 
Legitimation erhält. 

Bonn und Paris gegen ein- 
heitliche Pflichtfremdsprache 
Bundesfamilienministerin Antje Huber 
und der französische Jugendminister 
Jean-Pierre Soisson lehnen es ab, sich 
innerhalb der Europäischen Gemein- 
schaft auf Englisch oder Französisch als 
erste einheitliche Pflichtfremdsprache 
an den Schulen zu einigen. Auf der 
Frühjahrssitzung des deutsch-französi- 
schen Jugendwerkes in Dijon erklärte 
Frau Huber, wichtiger sei es, überhaupt 
eine zweite Sprache zu erlernen. Sois- 
son meinte dazu, wolle man diese Ab- 
sicht verwirklichen, würde man sich 
nach dem jetzigen Stand wohl für Eng- 
lisch entscheiden. Eine solche Ent- 
scheidung sei aber nicht wünschens- 
wert und würde auch „gegen den Geist 
der Gemeinschaft" verstoßen. 

EG-Sozialkonferenz geplatzt 
Die europäischen Gewerkschaften ha- 
ben in Brüssel eine EG-Sozialkonferenz 
platzen lassen, weil die Arbeitgeber 
eine Diskussion über die Arbeitszeitver- 
kürzung ablehnten. EGB-Generalsekre- 
tär Hinterscheider kündigte anschlie- 
ßend vor der Presse für Ende Juni Be- 
ratungen des EGB über mögliche Aktio- 
nen an. In der Konferenz hatte Ratsvor- 

sitzender Arbeitsminister Boulin zwar 
konkrete Vorschläge des EG-Minsterra- 
tes und einen Auftrag an die EG-Kom- 
mission bis zum Jahresende verspro- 
chen, die Delegation der Arbeitgeber 
jedoch hatte erklärt, sie habe kein Man- 
dat für eine Diskussion über Arbeits- 
zeitverkürzung, weil das Thema nicht 
auf der Tagesordnung stehe. 

Die Skepsis bleibt 
Die wirtschaftlichen Aussichten werden 
von den europäischen Verbrauchern 
zurückhaltend bis skeptisch beurteilt- 
Dies ergibt die repräsentative Umfrage 
in den neun Partnerstaaten. Die Ar- 
beitslosigkeit wird in den nächsten 
zwölf Monaten zunehmen, meint die 
Mehrzahl der Verbraucher. In den mei- 
sten Mitgliedstaaten ist mit einem stär- 
keren Preisauftrieb als 1978 zu rechnen- 
Auf die Frage, ob die Anschaffung dau- 
erhafter Güter jetzt günstig sei, zeig1 

sich verstärkte Zurückhaltung. Gleich- 
zeitig ist die Mehrzahl der Verbraucher 
bereit, im Jahre 1979 mehr zu sparen 
als bisher. 

Europa-Parlament billigt 
Richtlinien für Datenschutz 
Das Europäische Parlament hat in Lu- 
xemburg Richtlinien zum Schutz det 
Privatsphäre vor Mißbrauch gespei' 
cherter Daten verabschiedet. Alle Frak- 
tionen sprachen sich für den 90 Seiten 
umfassenden Bericht des Rechtsaus- 
schusses aus. Die Leitlinien sehen vor. 
daß die Parlamente in den Mitgliedslän- 
dern und das Europäische Parlament 
auf EG-Ebene die oberste Kontrolle 
ausüben. In den Mitgliedsländern sollen 
unabhängige Überwachungsorgane ge' 
schaffen werden, die jährlich einem 
EG-Datenschutzorgan Bericht erstatten, 
was dem Europaparlament wiederum 
jährlich berichtet. 
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WAHLKAMPFTELEFON (02221) 5441 

Wähler fragen — hier ist die 
richtige Antwort 
Die SPD behauptet: 

Sozialdemokraten haben die Montan- 
union und die europäische Verteidi- 
Qungsgemeinschaft nicht abgelehnt, 
weil sie eine anti-europäische Grund- 
haltung gehegt hätten, sondern wegen 
grundsätzlicher Bedenken gegen die 
vorgelegten Veträge ..." 

Tatsache ist: 
Die SPD lehnt im Unterschied zur CDU 
dje Montanunion und den Vertrag für 
die europäische Verteidigungsgemein- 
schaft ab, 
B weil sie befürchtete, im Europa der 
Sechs Nationen könnten sich christliche 
demokratische Gedanken stärker 
durchsetzen als sozialistische Vorstel- 
lungen; 

^ weil sie zu dieser Zeit alle Bemü- 
hungen zur Schaffung gemeinsamer 
Verteidigungswerke der freien Welt tor- 
pedierte; 
^ weil sie zu dieser Zeit wesentlich 
stärker durch nationalstaatliche Ge- 
danken bestimmt war, als durch den 
Willen zur europäischen Einigung. 

D'e SPD behauptet: 

"Den Unionsparteien geht es nicht um 
Europa, wie auch ihre Kandidatenlisten 
beweisen. Die CDU-Listen in den ein- 
zsinen Ländern können mit ihren Kan- 
didaten der überall in gleicher Form 
aufgelegten Bundeslisten der SPD nicht 
paroli bieten." 

Tatsache ist: 

Die SPD ist offensichtlich nicht in der 
Lage, für alle Länder eine attraktive 
Kandidatenliste anzubieten. Deshalb 
hat sie lediglich eine Bundesliste zu- 
stande gebracht. Die CDU handelt da- 
gegen nach dem föderalistischen Prin- 
zip, wonach alle Regionen und lands- 
mannschaftlichen Verschiedenheiten 
auch in Europa zu Wort kommen sollen. 
Sie hat ihre Kandidaten bürgernah ge- 
wählt und dabei in allen Bundesländern 
beachtenswerte Persönlichkeiten nomi- 
niert. 

Auf den ersten Plätzen ihrer Landesli- 
sten stehen z. B. Hans Katzer, der stell- 
vertretende Bundesvorsitzende der 
CDU und Vorsitzende der Europäischen 
Union Christlich-Demokratischer Ar- 
beitnehmer und ehemalige Bundesar- 
beitsminister; Kai-Uwe von Hassel, 
ebenfalls früherer Bundesminister und 
Präsident der Versammlung der West- 
europäischen Union sowie Präsident 
der Europäischen Union Christlicher 
Demokraten; Egon Klepsch, Fraktions- 
vorsitzender der Christlich-Demokrati- 
schen Fraktion im Europäischen Parla- 
ment; Dr. Hanna Walz, Spitzenkandida- 
tin in Hessen und Spezialistin für Fra- 
gen der Wissenschaft und Forschung 
im Europäischen Parlament und im 
Deutschen Bundestag. 

Die SPD behauptet: 

„Die Volksfront wird von den Sozialde- 
mokraten entschieden abgelehnt." 
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Tatsache ist: 

An deutschen Hochschulen arbeiten Ju- 
sos mit Kommunisten in der Vereinigten 
Deutschen Studentenschaft (VDS) auf 
das engste zusammen. Auch in Europa 
gibt es zunehmend Volksfrontbündnisse 
zwischen Kommunisten und Sozialisten. 
Frankreichs Sozialistische Partei hat 
auf ihrem jüngsten Kongreß in Metz 
einen scharfen Linksruck vollzogen. 
Mitterands Mehrheitsgruppierung hat 
das Bekenntnis zur Einigkeit der Lin- 
ken, d. h. zur Volksfront mit den Kom- 
munisten, bekräftigt und ihrem Bund 
mit der extremen Linken der Partei be- 
schworen. In Italien haben die Soziali- 
sten eine demokratische Mehrheitsre- 
gierung verhindert, weil die Christde- 
mokraten keine Kommunisten in der 
Regierung haben wollten. In Spanien 
haben Sozialisten und Kommunisten 
nach den Kommunalwahlen vom 3. April 
in 2 000 Städten des Landes kommu- 
nale Volksfrontallianzen gebildet und in 
den meisten Fällen die demokratische 
Mehrheitspartei, die Zentrumsunion, 
von den Stadtregierungen ausgeschlos- 
sen. Die SPD rühmt sich offen des brü- 
derlichen Einvernehmens mit diesen so- 
zialistischen Parteien. Von Ablehnung 
der Volksfront durch die Sozialdemo- 
kraten kann daher keine Rede sein. 

Die SPD behauptet: 

„Die von Sozialdemokraten wesentlich 
geprägte Entspannungspolitik dient 
Europa." 

Tatsache ist: 
Im Gegensatz zur CDU setzt die SPD 
mit ihrer Politik auf mehr Anpassung 
und nimmt dafür weniger Sicherheit in 
Kauf. Der außenpolitische Teil des 
Europaprogramms der SPD und des 
Wahlaufrufs der Eurosozialisten ist be- 
sorgniserregend: 

• Die Aufrechterhaltung des militäri- 
schen Gleichgewichts soll nur noch 
zeitweilig gelten. Langfristiges Ziel ist 
die „Überwindung der Blöcke". Die 
Verharmlosung der Strategie der So- 
wjetunion und des wachsenden militäri- 
schen Bedrohungspotentials ist Be- 
standteil dieses Programms. 

• Bei den Rüstungskontrollverhand- 
lungen werden Moskau Konzessionen 
gemacht. 

Neue Waffensysteme sollen nur entwik- 
kelt werden, wenn sie solche Verhand- 
lungen nicht behindern. Die Debatte um 
die Neutronenwaffe hat gezeigt, in wel- 
chem Maße die Sowjetunion auf die 
westliche Verteidigungsplanung Druck 
ausüben kann. 

Für die CDU bleibt Entspannungspolitik 
untrennbar verbunden mit der Erfor- 
dernis eines Gleichgewichts der Kräfte, 
des Prinzips der Leistung und Gegen- 
leistung, der Einhaltung von Verträgen 
und der Verwirklichung der Menschen- 
rechte. Dies ist Voraussetzung für eine 
Politik für den Frieden in Freiheit. 

Die SPD behauptet: 
„Wo Konservative zu lange Zeit regie- 
ren, erhalten Kommunisten Zulauf." 

Tatsache ist: 
Wo die Sozialisten versagen, erhalten 
die Kommunisten Zulauf (Beispiel: Ita- 
lien). Bemerkenswert ist auch, daß die 
kommunistischen Parteien nur dann 
stark werden, wenn die demokratischen 
Sozialisten keinen entscheidenden 
Trennungsstrich mehr zu den totalitä- 
ren Kommunisten ziehen. Wenn Soziali- 
sten mit Kommunisten zusammenarbei- 
ten, machen sie die Kommunisten für 
die Bürger in einem demokratischen 
Staat wählbar (Beispiele: Italien und 
Frankreich). 
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WAHLKAMPFTHEMA: ENERGIEPOLITIK 

Zerstrittenheit von SPD und FDP 
gefährdet Europas Zukunft 
Die Bewältigung der drohenden 
Energiekrise in den kommenden 
Jahren gehört zu einer der größten 
Politischen Herausforderungen 
unserer Gesellschaft. Dies gilt 
sowohl für die Bundesrepublik 
Deutschland als auch für ihre EG- 
Partnerländer. Vor allem die SPD 
W'H ihren in der Bundesrepublik 
betriebenen verworrenen Kurs in 
^or Energiepolitik allem Anschein 
Jach auch auf die europäische 
Ebene übertragen. 

^abei hat es die SPD/FDP-Regie- 
^rung, verunsichert durch die eige- 
nen Parteitagsbeschlüsse, nicht ge- 
schafft, für unser Land eine zukunfts- 
0rientierte Energiepolitik durchzuset- 
2en. Es ist der Bundesregierung nicht 
gelungen, unsere Abhängigkeit von 
^rdölimporten zu mindern. Nach wie 
p0r liegen diese bei über 50 % unseres 
^nergiebedarfs. Eine durchgreifende 
Substitution des Erdöls durch einen an- 
dren Energieträger oder durch Ener- 
9'eeinsparung ist nicht in Sicht. Eine 
langfristig kombinierte Strategie aus ra- 
'"oneller Energieverwendung, dem ver- 
markten Einsatz von Kohle und Kern- 
kraftwerken und der Erschließung neu- 
er nichtnuklearer Energiequellen konn- 
e die Bundesregierung bisher noch 

ni°ht einmal in Ansätzen verwirklichen. 

°r allem in Sachen Kernenergie ist 
das Spiel der SPD opportunistisch und 
doPpelbödig:   Bundeskanzler   Schmidt 

verkündet z. B., daß auf den Ausbau der 
Kernenergie nicht verzichtet werden 
könne. Gleichzeitig haben seine Partei- 
freunde im schleswig-holsteinischen 
Wahlkampf aus taktischen Gründen die 
Nutzung der Kernenergie mit morali- 
scher Entrüstung abgelehnt. 

Der SPD-Spitzenkandidat Matthiesen 
hat ebenso wie der schleswig-holsteini- 
sche Landesvorsitzende Günter Jansen 
einen Verzicht auf die friedliche Nut- 
zung der Kernenergie gefordert. Der 
stellvertretende Bundesvorsitzende der 
Jungsozialisten Reinhard Schulz hat 
Schmidt als Atomkanzler bezeichnet 
und dessen Äußerungen zur Energiepo- 
litik als „unverantwortlich, blind und 
gefährlich" qualifiziert. 

Ähnlich gespalten ist die FDP. Sie hat 
zur Handlungsunfähigkeit der Bundes- 
regierung dadurch beigetragen, daß sie 
auf ihrem Bundesparteitag im Novem- 
ber 1978 die kommerzielle Nutzung der 
Technologie des Schnellen Brüters ab- 
lehnte und die Nutzung der Kernenergie 
erneut an der Deckung eines objektiv 
nicht feststellbaren „Restbedarfs" 
orientieren will. 

Um nicht ganz das Gesicht zu verlieren, 
drohten 1978 die FDP-Bundesminister 
mit ihrem Rücktritt, um die Rebellion in 
der eigenen Bundestagsfraktion zu 
überwinden: Die dritte Teilerrichtungs- 
genehmigung für den Reaktor in Kaikar 
hätte beinahe den Sturz der Regierung 
Schmidt herbeigeführt. Nicht zuletzt hat 
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auch Bundesinnenminister Baum in Wi- 
derspruch zu seinem Regierungschef 
öffentlich die Notwendigkeit der Kern- 
kraft für die Energieversorgung der 
Bundesrepublik Deutschland in Frage 
gestellt. 
Die CDU stellt schon seit langem dem 
Zickzackkurs der Bundesregierung in 
der Energiepolitik eine realistische und 
glaubwürdige Konzeption gegenüber. 
Sie ist der Ansicht, daß sowohl in der 
Bundesrepublik Deutschland als auch 
in der EG sämtliche konventionellen 
Energieträger zur Sicherstellung der 
Energieversorgung herangezogen wer- 
den müssen. Darüber hinaus kommt ne- 
ben einer konsequent betriebenen Poli- 
tik der Energieeinsparung der Nutzung 

Neue „Zum Thema' -Broschüre 

Familiengeld 
Das Familiengeld ist eine Forderung 
der CDU, damit Eltern Zeit für die 
Erziehung der Kinder haben. Diese 
Forderung erläutert die neue Bro- 
schüre. Ausgehend von der Situation 
der Familie in der Bundesrepublik 
wird die Familieninitiative der CDU 
vorgestellt und mit der halbherzigen 
Politik der Bundesregierung vergli- 
chen. 

Kosten und Finanzierungsmöglich- 
keiten werden offengelegt und die 
Erfolgschancen an Hand eines Mo- 
dellversuches in Niedersachsen auf- 
gezeigt. 

Unsere Kinder sind unsere Zukunft. 
Deshalb gilt die Sorge der CDU der 
Familie. Die CDU-Familieninitiative 
ist hierfür ein erneuter Beweis. 

Mindestabnahme: 100 Exemplare 
Preis: 16,— DM pro 100 Exemplare 
Bestellnummer: 5952 

der Stein- und Braunkohlevorräte be- 
sondere Bedeutung zu. Zusätzlich ist 
zur Schonung von Erdöl- und Erdgas- 
vorkommen und aus volkswirtschaftli- 
cher Notwendigkeit ein maßvoller Aus- 
bau und Einsatz der Kernenergie erfor- 
derlich. 

Voraussetzung für die Einbeziehung der 
Kernkraft in das Energieprogramm der 
CDU iwar und ist immer der Vorrang der 
Sicherheit der Bürger vor wirtschaftli- 
chen Überlegungen. Der Vorrang der 
Sicherheit der Bürger bedeutet eine 
konsequente Weiterentwicklung der Si- 
cherheitsmaßnahmen. 

Nach den Erfahrungen von Harrisburg 
ist hierbei nicht nur zu prüfen, wie das 
schon hochentwickelte technische Si- 
cherheitskonzept noch weiter verbes- 
sert werden kann. Hierzu gehört auch 
eine enge internationale Zusammenar- 
beit und die Abstimmung von Sicher- 
heitsnormen. Es ist äußerst wichtig, daß 
die Staaten Europas vom Energieträger 
öl unabhängiger werden, denn für die 
Länder der Dritten Welt ist dieser Ener- 
gieträger die einzige Möglichkeit, den 
gigantischen zusätzlichen Energiebe- 
darf, der in Zukunft anfallen wird, in 
wirtschaftlich sinnvoller Weise zu dek- 
ken. 

Hinzu kommt, daß allein in der Bundes- 
republik Deutschland ein durch den 
Ausfall der Kernenergie bedingter Man- 
gel an Energie die Arbeitslosenzahl bis 
1985 auf 2,5 Mill, erhöhen würde. 

Die Kernkraftwerksgegner haben bei 
der Auseinandersetzung um die friedli- 
che Nutzung der Kernenergie nicht die 
Moral für sich allein. Von allen mögli- 
chen Lösungen ist die lebensfeindlich- 
ste die, bei der langfristig Energie fehlt, 
denn sie bedeutet die Bedrohung gro- 
ßer Teile der Menschheit durch Hunger 
und Not. 

. 
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GEMEINDEFINANZEN 

Reform muß weitergeführt werden 
Der Vorsitzende der Kommunal- 
Politischen Vereinigung der 
CDU und CSU Deutschlands (KPV), 
MdB Horst Waffenschmidt, hat 
auf einer Pressekonferenz in Bonn 
die folgende „Erklärung der 
Kommunalpolitischen Vereinigung 
der CDU und CSU Deutschlands 
2ur aktuellen Finanzsituation der 
Städte, Gemeinden und Kreise" 
veröffentlicht, die vom Bundes- 
vorstand und Hauptausschuß 
der KPV beschlossen worden ist. 
In der Erklärung heißt es u. a.: 

'• Nach intensiven Bemühungen der 
Unionsparteien im Bundestag und Bun- 
desrat ist es gelungen, daß ab 1. Januar 
l980 der Gemeindeanteil an der Ein- 
kommensteuer auf 15 vom Hundert an- 
Qehoben wird und die Gewerbesteuer- 
Urn'age um 1A gesenkt wird. 
D'e Bundes-KPV fordert die weitere 
schrittweise Anhebung des Gemein- 
deanteils an der Einkommensteuer auf 
'8%. Außerdem muß geprüft werden, 
wie die Gemeinden unmittelbar an der 
Umsatzsteuer beteiligt werden können. 
2- Es muß deutlich erklärt werden, daß 
die Gewerbesteuer im Interesse der Be- 
gebe, der Arbeitsplatzsicherung und 
der kommunalen Finanzausstattung 
aiJch in Zukunft ein wichtiges Element 
der Gemeindefinanzen bleiben muß. 
Künftige Erleichterungen bei der Ge- 
werbesteuer sind nur in dem Maße 
Möglich, wie durch Senkung der kom- 
munalen Gewerbesteuerumlage ein un- 
mittelbarer Ausgleich möglich ist. 

3. Noch immer beträgt der Anteil der 
Gemeinden am Gesamtsteueraufkom- 
men nur 12,3%. Er ist sogar in den 
letzten drei Jahren zurückgegangen. 

4. Hinzu kommt die wachsende Ausga- 
benbelastung bei den Gemeinden, die 
insbesondere durch die Bundes- und 
Landesgesetzgebung hervorgerufen 
wird. Deshalb gilt: Wer Gesetze be- 
schließt und den Gemeinden zur Aus- 
führung übermittelt, der muß auch deut- 
lich nachweisen, wie die Belastungen 
daraus finanziert werden sollen. 

5. Neuerdings wird oft davon gespro- 
chen, der Investitionsbedarf im kommu- 
nalen Bereich habe nachhaltig nachge- 
lassen, deshalb sei auch hierfür nicht 
mehr so viel Finanzmasse notwendig. 
Dieser Fragenkomplex muß differen- 
ziert betrachtet werden. Zwar ist ein 
gewisser Investitionsbedarf erfüllt, z. B. 
bei weiten Bereichen des Schulbusses, 
dafür stehen aber 'andere Investitions- 
aufgaben an, z. B. im Umweltschutz und 
bei der Stadt- und Dorferneuerung. 

6. Bei der notwendigen Senkung der 
Gewerbesteuerhebesätze im Zusam- 
menhang mit dem Steueränderungsge- 
setz 1979 kann es keine bundesweite 
Automatik geben. 

7. Auch die Grundenwerbsteuer ist neu 
in die öffentliche Diskussion gekom- 
men. Sie bringt im kommunalen Be- 
reich rd. zwei Milliarden DM ein. Bei 
Steuervereinfachungslösungen für die- 
sen Steuerbereich kann es nur eine 
aufkommensneutrale Lösung geben. 
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• BERUFLICHE 
FORTBILDUNG  

Fünf Vorschläge 
der Union 
Die CDU/CSU-Fraktion des 
Deutschen Bundestages hat in 
ihrem Antrag „Berufliche Fort- 
bildung in Betrieben und über- 
betrieblichen Einrichtungen" 
eine Reihe präziser und konkreter 
Vorschläge erarbeitet, um die 
Möglichkeiten des einzelnen Arbeit- 
nehmers zu verbessern, seine 
beruflichen Kenntnisse und Fertig- 
keiten zu erhalten und zu erweitern, 
um seine Qualifikation auf diese 
Weise der technischen Entwicklung 
anzupassen und beruflich aufzu- 
steigen. 

Mit diesen präzisen Vorschlägen will 
die CDU/CSU die Bundesregie- 

rung und die Koalitionsparteien SPD 
und FDP aufrütteln, auf diesem bil- 
dungspolitischen Gebiet, das sie bisher 
vernachlässigt haben, endlich tätig zu 
werden, Initiativen zu ergreifen und mit 
der Union in eine vorurteilsfreie Diskus- 
sion unserer Vorschläge einzutreten, 
erklärte MdB Dorothee Wilms, Vorsit- 
zende der Arbeitsgruppe „Berufliche 
Bildung" der Bundestagsfraktion. 

Die wichtigsten Forderungen: 
1. Der Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft sollte zweckmäßigerweise 
durch Sachverständigenkommissionen 
erarbeitete Empfehlungen zur Ordnung 
der Fortbildung herausgeben. Solche 
Empfehlungen sind offener, dynami- 
scher, flexibler und praktikabler als 
Rechtsverordnungen, an die in formaler 

Hinsicht strengere Anforderungen ge- 
stellt werden müssen. 
2. Rechtsverordnungen des Bundesmi- 
nisters für Bildung und Wissenschaft 
sollten nur in den Bereichen erlassen 
werden, wo es sich um Aufstiegsfortbil- 
dung handelt und wo das wegen der mit 
Prüfungen verbundenen bundeseinheit- 
lichen Berechtigungen erforderlich ist. 
Sie sollten sich auf die Prüfungsanfor- 
derungen, das Prüfungsverfahren und 
die Bezeichnung des Abschlusses be- 
schränken und die Träger von Fortbil- 
dungsmaßnahmen im Hinblick auf die 
Gestaltung des Inhalts und die Auswahl 
der Methodik für die berufliche Fortbil- 
dung nicht einengen. 
3. Zur Vorbereitung von Empfehlungen 
und Richtlinien sollen analytische und 
methodisch-didaktische Vorarbeiten in 
Sachverständigenkommissionen auf 
Bundesebene, an denen die Tarifpart- 
ner und die zuständigen staatlichen und 
öffentlich-rechtlichen Institutionen be- 
teiligt sind, geleistet werden. Auf diese 
Weise können neue, praxisnahe und 
bedarfsgerechte Fortbildungsgänge 
vorgeklärt und erarbeitet werden. 
4. In Modellversuchen sollte geprüft 
werden, ob Darlehen oder Zuschüsse 
nach § 54 Arbeitsförderungsgesetz (so- 
genannte Eingliederungsbeihilfen) auch 
dann an Arbeitgeber gewährt werden 
können, wenn diese bei jungen Fach- 
kräften, die nach Beendigung ihrer Aus- 
bildung von Arbeitslosigkeit bedroht 
sind, das Arbeitsverhältnis fortsetzen 
und diese darüber hinaus auch in Fort- 
bildungsveranstaltungen entsenden. 
5. Berufliche Fortbildung, soweit sie an 
wissenschaftlichen Hochschulen ver- 
mittelt wird, sollte auf studienbezogene 
(akademische) Bildungsgänge mit wis- 
senschaftlichem hochschuladäquatem 
Niveau konzentriert sein. 
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CDU IN NIEDERSACHSEN 

Die Union muß einig sein 
und einen klaren Kurs steuern 
°er Landesparteitag der CDU in 
Niedersachsen (Tagungsort Wolfs- 
burg) war überschattet von den 
Ereignissen, die — so Landes- 
vorsitzender Wilfried Hasselmann — 
den zukünftigen Weg der Union in 
Deutschland bestimmen werden. 
Hasselmann rief die nieder- 
sächsischen Delegierten auf zur 
Einigkeit und Stärke. Die Wahl 
von Karl Carstens zum Bundes- 
präsidenten habe überzeugend 
bewiesen, wie stark die Union ist, 
Wenn sie auch einig sei. 

"Wenn wir einig sind, kann uns kein 
Qegner schlagen", stellte der Landes- 
v°rsitzende unter dem großen Beifall 
der Delegierten fest. 30 Jahre nach 
Gründung der Bundesrepublik dürfe die 
Union das Erbe Konrad Adenauers 
nicht verspielen. 
z^r Europawahl stellte Hasselmann 
fest: Dem Bekenntnis zu Europa muß 
der Stimmzettel für Europa folgen. Und 
d'e Entscheidung unserer Bürger sollte 
s° sein, daß sie keine Zweifel zurück- 
'äßt. wir brauchen ein Votum für ein 
freies Europa, das die Freiheit des ein- 
zelnen über alles stellt. 
2ur Lage der eigenen Partei erklärte 
der Vorsitzende: Die Union in Nieder- 
sachsen geht selbstbewußt, zielsicher 
und entschlossen mit ihrem Wählerauf- 
trag um. Sie stellt unter Führung von 
Ministerpräsident Albrecht eine Mann- 

schaft, die sich sehen lassen kann. Vie- 
les ist inzwischen erreicht worden — 
manches ist aber noch besser zu ma- 
chen. Deshalb ist eine Kommission ein- 
gesetzt worden, um Vorschläge für eine 
Fortschreibung des Lauterbacher Pro- 
grammes zu machen. Dieses soll ver- 
zahnt werden mit dem Regierungspro- 
gramm und neue Akzente setzen ge- 
genüber der jungen Generation und 
den energiepolitischen Fragen. 

Hasselmann nannte hier das Stichwort 
Gorleben. Das Programm wird dem- 
nächst zur Diskussion in die Parteigre- 
mien gehen und so rechtzeitig verab- 
schiedet werden, daß die Union damit 
den Landtagswahlkampf 1982 erfolg- 
reich bestehen kann. 

Die Union in Niedersachsen hat gegen- 
wärtig 96 000 Mitglieder und steuert auf 
die 100 000 zu. Zum Auftakt der Kom- 
munalwahlen 1981 ist eine landesweite 
„Woche der CDU" in Niedersachsen 
geplant. 
Ministerpräsident Ernst Albrecht stellte 
die wirtschaftlichen Erfolge seiner Re- 
gierung in den Mittelpunkt seiner Rede. 
Der Aufschwung dürfe jedoch nicht dar- 
über hinwegtäuschen, daß es auch 
noch Betriebe gäbe, die nicht mehr 
wettbewerbsfähig seien. Eine aktive 
Mittelstandsförderung, neue Akzente in 
der Strukturpolitik sowie eine Stärkung 
der Forschungskapazität seien geeigne- 
te Mittel um dem Lande Niedersach- 
sen  und  seiner Wirtschaft  zukunftssi- 



UiD 22-31. Mai 1979 • Seite 14 

chere Arbeitsplätze zu schaffen und zu 
erhalten. 

Weitere Passagen der Rede von Ernst 
Albrecht waren: Ein klares Bekenntnis 
zum gegliederten Schulsystem, die Zu- 
sicherung, daß die geplanten Hoch- 
schulplätze gebaut werden, aber mit 
weniger hohem finanziellen Aufwand, 
um mit den eingesparten Millionen die 
Schuldenlast abzutragen sowie ein gro- 
ßes Lob für die erfolgreiche Arbeit von 
Sozialminister Schlipkoweit. 

Die vorliegenden 21 Anträge wurden 
zum größten Teil an die Landtagsfrak- 
tion zur weiteren Beratung überwiesen. 
Hier ging es in erster Linie um die 
Verbesserung der Orientierungsstufe. 
Die Landesregierung wurde aufgefor- 
dert, möglichst schnell ein Vorgruppie- 
rungsmodell vorzulegen. 

Der Antrag des Kreisverbandes Göttin- 
gen, rechts- und linksextreme Parteien 
zu verbieten, fand keine ausreichende 
Mehrheit. 

Angenommen wurde hingegen ein An- 
trag der Jungen Union, in dem die DDR 
aufgefordert wird, Nico Hübner freizu- 
lassen. 

Der Gastredner des Wolfsburger Partei- 
tages, Ministerpräsident Gerhard Stol- 
tenberg, lobte die vorbildliche Zusam- 
menarbeit der „Nordlichter", bedankte 
sich sehr herzlich für die aktive Hilfe im 
schleswig-holsteinischen Wahlkampf. 
Der Einsatz von 13 hauptamtlichen Mit- 
arbeitern aus Niedersachsen habe we- 
sentlich dazu beigetragen, daß die CDU 
diesen schweren Wahlkampf letztlich 
doch gewonnen habe. 
Die Siege der CDU in Hannover und 
Kiel haben gezeigt — so Gerhard Stol- 
tenberg —, daß die Union auch in 
schwierigen Zeiten in Norddeutschland 
in der Lage ist, Mehrheiten zu gewin- 

nen. Voraussetzung dafür ist eine gute 
Landespolitik, das Gespräch mit dem 
Bürger und die Verstärkung der Partei- 
arbeit „vor Ort". 

Schwerpunkt der 
Parteiarbeit 
beim LV Braunschweig 
Auf dem Parteitag des Landesver- 

bandes Braunschweig in Salzgitter 
(5. Mai), wies der Landesvorsitzende £• 
H. Jahn, MdL, vor 200 Delegierten auf 
das hervorragende Ergebnis der CDU 
bei der Landtagswahl im Braunschwei- 
ger Bereich hin. Acht Direktmandate 
von 14 Mandaten wurden erobert. 

Hauptpunkte der Parteiarbeit für die 
nächste Zeit sind 

— die schwierigen Wirtschafts- und 
Arbeitsmarktprobleme im Braunschwei- 
ger Raum, 
— die Heranführung der jungen Gene- 
ration an die Politik und insbesondere 
an die Arbeit der Christlich Demokrati- 
schen Union, 
— eine frühzeitige Vorbereitung der 
Bundestagswahl 1980, 
— eine verstärkte Mitgliederwerbung- 
insbesondere unter der Arbeitnehmer- 
schaft und bei den Frauen. 
Eine Umwandlung der drei selbständi- 
gen CDU-Landesverbände Braun- 
schweig, Hannover und Oldenburg in 

einen einheitlichen CDU-Landesver- 
band ist gegenwärtig nicht in Sicht. Der 
Vorsitzende der CDU in Niedersachsen, 
Wilfried Hasselmann, machte deutlich, 
daß sich die. niedersächsische CDU 
nicht zu einer Parteireform drängen las' 
se. Die CDU habe ihre Funktionsfähig- 
keit bewiesen und werde sie auch if1 

Zukunft beweisen. 
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Zur Sache: 
Wir gratulieren. 

Herr Bundespräsident! 
Das neue Staatsoberhaupt der 

Bundesrepublik Deutschland heißt Karl Carstens 
Wir gratulieren: Hüter der Verfassung: 
Am 23. Mai wählte die Bundesversammlung 
in Bonn Karl Carstens zum neuen Bundes- 
präsidenten der Bundesrepublik Deutschland. 
Die Wahl wurde damit zum sichtbaren Symbol 
der politischen Mehrheitsverhältnisse in 
unserem Land. 

Die Bundesrepublik kann stolz sein, einen solchen 
Mann an ihrer Spitze zu haben. In Karl Carstens 
vereinigen sich die Tugenden eines demokratischen 
Politikers: 

Diener des Staates: 
Karl Carstens hat sich hervorragende Ver- 
dienste um unseren Staat erworben. Er dient 
diesem Staat Bundesrepublik Deutschland seit 
nunmehr 3Q Jahren. 

Als Bevollmächtigter des Landes Bremen beim 
Bund, 
als Vertreter der Bundesrepublik beim Europa- 
rat in Straßburg, 
als Staatssekretär im Auswärtigen Amt, im Ver- 
teidigungsministerium und im Bundeskanzler- 
amt, 
als Fraktionsvorsitzender der CDU/CSU im 
Deutschen Bundestag, 
als Präsident des Deutschen Bundestages. 

Karl Carstens vor den Wahlmännern der 
CDU/CSU am 5. März 1979: 
„Ich werde das Ziel nicht aus den Augen ver- 
lieren, einen Zustand des Friedens in Europa 
zu erreichen, bei dem auch das deutsche Volk 
in freier Selbstbestimmung seine Freiheit 
wiedererlangt. Dies alles werde ich unter 
strikter Beachtung der Regeln tun, die unser 
Grundgesetz für die Amtsführung des Bundes- 
präsidenten aufstellt." 

Bewahrer der Freiheit: 
Karl Carstens ebenfalls am 5. März 1979: 
„Die Grundwerte Freiheit, Solidarität und Ge- 
rechtigkeit werden mein Verhalten bestimmen. 
Ich werde alles in meinen Kräften stehende 
tun, um unserem Land den Frieden zu be- 
wahren. Ich werde mich dafür einsetzen, daß in 
unserem Land die Freiheit erhalten bleibt." 

Die Verfassung lebt - das garantiert und dafür 
steht ihr Präsident, für ein freies Deutschland 
in einem freien Europa. 

Karl Carstens - 
der Freiheit verpflichtet! 

CDU 
Hetausgebei COU-BunOesgeschAtls: 

sicher 
sozial 
und frei 
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ZITATE 

Getäuscht 
Die Heizölverbraucher, die sich am An- 
fang dieses Jahres auf die Äußerungen 
des Bundeswirtschaftsministers und an- 
derer Politiker verließen, man solle 
nicht hektisch kaufen, es werde schon 
wieder heruntergehen mit den Preisen, 
müssen sich jetzt getäuscht fühlen. Es 
wird nicht heruntergegangen, sondern 
kräftig herauf, wie die heute von Bun- 
desminister Graf Lambsdorff vorgelegte 
Zahlenreihe zeigt... Angesichts der 
hinter uns liegenden Entwicklung ist 
auch der Appell an die ölgesellschaf- 
ten, bei ihrer Preispolitik die Kirche im 
Dorf zu lassen, verbunden mit dem all- 
gemeinen Bekenntnis zu den Gewinnen 
dieser Unternehmen, ein wenig zu 
dünn. Südwestfunk, 25. Mai 1979 

Wie kann man plötzlich das Energie- 
sparen mit dem Holzhammer verord- 
nen? ... Jetzt soll alles auf einmal aus 

dem Boden gestampft werden: di0 

Sparmotoren für die Autos wie die SoT 
nenzellen und Wärmepumpen für di0 

Häuser. Wer dies noch alles kaufen und 
bezahlen kann, ist eine andere Frag0- 
Doch, teures öl, so der Spruch d0S 

Jahres, ist ja besser als gar kein öl. Als 

wäre der Verbraucher so primitiv und 
würde bei dieser Geldschneiderei auch 
ohne Aufforderung nicht schon von 
selbst das Heizventil zurückschraub011 

und den Fuß vom Gaspedal nehmen. 
Wo ist der mutige Mieter, der nicht nüf 

Theaterdonner veranstaltet, sondert 
ungebeten in einem Konzern-HochhaU5 

erscheint? Wo sind die unerschrock0' 
nen Beamten, die unverhofft auf d0rl 

Busch klopfen? So hört man es allen' 
falls ja aus den USA. Statt dessen erhält 
der Verbraucher Streicheleinheiten v0r' 
paßt für sein vernünftiges Verhalten. M 
der Tat, das Ist das mindeste Zeich011 

der Dankbarkeit. 1,8 Mrd. DM kassiert0 

der Bund allein im April bei Heizöl und 
Benzin. Auf denn — es kann nur noch 
mehr werden. 
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